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Die »aktive Bildungspolitik« in der Krise
Zur ideologischen Rolle der Pädagogik
Kontext der Kritik
Vor 20 Jahren begann in der Bundesrepubhk die Rezeption einer Theorie, die
Protagonisten wie Kontrahenten systemkritisch zu sein schien - der Theorie des
Marxismus. Eine wesentliche Komponente des Marxismus ist die Auseinanderset¬
zung mit dem, was er als »kapitalistische Krise« bezeichnet. Damals, vor 20 Jahren
und in der folgenden turbulenten Zeit der Studentenrevolte eignete der breiten
Masse der bundesdeutschen Bevölkerung kaum systemsprengendes Krisenbewußt¬
sein. Die marxistische Analyse stieß auf die Grenzen des »subjektiven Faktors«.
Heute haben wir die Krise. Auch wer nicht unmittelbar betroffen ist, hat Angst:
sei es vor Krieg, sei es vor den negativen Folgen der schlecht (nämhch staatlich) kon¬
trollierten Technologie, oder sei es vor Arbeitslosigkeit, gar ein Absinken in die
»neue Armut«. Die Krise ist also da. Doch der Marxismus in systemkritischer Aus¬
prägung ist verstummt. Eine eigenartige Konstellation? Nur auf den ersten Bhck.
Man hat das Verschwinden des systemkritischen Marxismus in der Zeit der Krise,
die ihm nach seinem Selbstverständnis zuarbeiten müßte, mit pohtischen Moden er¬
klärt, über die unabhängig von den objektiven geseUschafthchen Entwicklungen ent¬
schieden wäre. Eine, wie ich finde, magere Erklärung. Ich biete eine Alternative.
Der Marxismus ist, so ergibt meine Analyse, bei weitem nicht so systemkritisch,
wie er sich selbst sieht. Und die gegenwärtige Krise betrifft ein System, von dem der
Marxismus als ein Teü angesehen werden kann.
Der pädagogische Konsens
Als die Studentenrevolte ihren Anfang nahm, waren wirtschaftliche Themen nur
abstrakt ihr Gegenstand. Konkreter Ort der Auseinandersetzung war vielmehr pri¬
mär der BUdungs- und sekundär der Ausbüdungssektor. Die Dysfunktionalität des
institutionalisierten Erziehungswesens war aUerdings nicht nur Kritikpunkt system¬
sprengender pädagogischer Positionen. Reformorientierte Erziehungswissenschaft¬
ler mahnten, im Schulbereich Veränderungen vorzunehmen, gerade um das System
zu retten. Ein Banner, unter dem sich von kruden Technokraten über humanistische
Reformer bis hin zu beinharten Marxisten die Mehrheit der universitären Pädago¬
gen versammelte, war zum Beispiel »Chancengleichheit«. Das damals bestehende
Schulwesen, so sagten die Erziehungswissenschaftler, selegiere und fördere nach
Klassen- und Schichtzugehörigkeit, nicht nach vernünftigen pädagogischen Grund¬
sätzen. Kinder aus gutem Hause sähen sich gefördert bis hin zur Pein, während Kin¬
der ohne Mittel- oder Oberschicht-Hintergrund verkämen, egal welche Fähigkei¬
ten, Begabungen oder Aspirationen sie hätten. Vergeudung von Humankapital be¬
klagten die einen, Inhumanität schalten es die anderen.
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Jedoch nicht nur in der Bezeichnung des Übelstandes stimmten die Erziehungs¬
wissenschaftler weitgehend miteinander überein, sondern ebenso in der Richtung,
in der nach Abhilfe gesucht wurde: Konsens herrschte, daß eine Erweiterung der
staathch-mstitutioneUen KontroUe über Erziehung der pädagogischen Vernunft
entspräche. Obgleich dann Anfang der 70er Jahre auch ein Anti-Institutionahst wie
Ivan Dlich rezipiert wurde, waren selbst seine Adepten in der Bundesrepubhk
schneU dabei, die Konzeption zu einer angeblich alternativen Handlungsanweisung
an staatliche SteUen umzuschreiben: Trotz teüs grober Verschiedenheiten in einzel¬
nen Detaüs der Vorschläge stimmten die meisten pädagogischen Ansätze zur
Erhöhung der Chancengleichheit darin überein, die Verschulung des Aufwachens
und die Verstaatlichung der Erziehung voranzutreiben.
»Chancengleichheit« als Klassen-Vorurteil
Das Experiment, das die Pädagogen mit der Generation der 70er Jahre machten:
Erhöhung der Chancengleichheit durch staathche Schulreform, ist gescheitert.
Bereits seit ethchen Jahren hegen empirisch gesicherte Erfahrungen vor, die IUich
zu dem lakonischen Slogan »Schulen helfen nicht« zusammenfaßte - klassische
Schulen sowenig, meinte Hhch, wie aUe anderen Formen »gesamtgeseUschaftlicher«
(staathcher) Durchorganisation der Büdung.
Schon in den 60er und 70er Jahren häuften sich amerikanische Berichte, z.B. von
Holt (1964u.ö.), Goodman (1960,1964u.ö.), Herndon (1968,1971), Fader (1971),
Dennison (1969), Collins (1982), die sich in statistisch nicht zu erfassender Weise
mit der Dequahfizierung von Jugendhchen in der öffentlichen Schule befaßten. Die
These dieser Berichte lautet, die öffentliche Schule würde ethnische, soziale,
religiöse und individueUe Außenseiter zu Versagern machen.
AUes in aUem hat sich, seit Christopher Jencks 1972 die provokative, wiewohl
empirisch untermauerte These aufsteUte, die öffentliche Schule könne soziahsa-
tionsbedingte Unterschiede nicht kompensieren oder überwinden, nicht viel getan.
Der These ist viel Material zur Unterstützung hinzugefügt worden, während ein
ernsthafter Versuch ihrer Widerlegung zumindest mir unbekannt ist. Von Befürwor¬
tern der Reform wird die These verdrängt oder die Frage umformuliert. So sieht
etwa Helmut Fend in seiner Schulvergleichs-Studie von 1982 den Chancengleich-
heits-Vorteü der Gesamtschulen darin, daß 10% bis 20% mehr Arbeiterkinder in
ihr zu »Abiturprognosen« geführt werden. Aber es fehlen Erwägungen zweier
Probleme, nämhch:
Was geschieht mit den Kindern, die keinen höheren Schulabschluß erreichen?
Es ist nicht schwer vorauszusagen, daß sie ausgegrenzt und marginalisiert werden.
Ist der höhere Schulabschluß eine für aüe Berufe gleichermaßen gute Qualifika¬
tion? Wenn der Schulabschluß sich unterschiedhch funktional bzw. dysfunktional
zu den verschiedenen Berufen verhält, werden neue Ungleichheiten geschaffen.
Neben dem Hinweis auf soziahsationsbedingte Unterschiede, die die öffentliche
Schule möglicherweise nicht zu überwinden vermag, gibt es noch andere Unterschie¬
de, die eher auf Entscheidung beruhen, z.B.:
Edward Banfield führt 1974 subkulturehe Unterschiede zwischen den Schichten
nicht nur auf Soziaüsation zurück, sondern auch auf eine individueU gewählte
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Zeitpräferenz. Eine hohe Präferenz gegenwärtiger Güter über zukünftige Güter
kann in den öffenthchen Schulen nicht zwangsweise überwunden werden; die
betreffenden Schüler reagieren einfach mit Verweigerung, da sie die gegenwärtige
Minimierung von Arbeit höher bewerten als einen eventueU zu erwartenden
Mehrverdienst.
David Tyack (1967) und David Nasaw (1979) zeigen, daß katholische Iren in den
USA eine antischuhsche subkultureUe Orientierung eingenommen haben, um die
Zerstörung ihrer kultureUen Eigenständigkeit durch eine Protestantisierung in
öffenthchen Schulen zu verhindern. Sie nahmen die Marginalisierung in Kauf.
Paul Goodman (1960, 1964, 1970) bedauert wiederholt, daß die öffentliche
Schule intellektueUe Fähigkeiten über manueUe Geschicklichkeit steht und damit
bestimmte Jugendhche ausgrenzt; ebenso wertet die öffentliche Schule nach Good¬
man Simulations- und Ersatzleistungen höher als unmittelbar nützliche Produkte.
Wer diesen Wertungen sich verweigert, verkommt in der Institution.
John Holt (1964) und James Herndon (1972) beschreiben, wie die öffentliche
Schule eigenwillige Kinder, die sich den speziellen unterrichthchen Ritualen nicht
beugen woUen, zu Versagern macht.
Annedore Prengel weist 1984 nach, wie unter dem Deckmantel angeblich objek¬
tiver Anforderungen in den öffenthchen Schulen das Weibüche ausgegrenzt wird
und diejenigen Schülerinnen, bei denen die Austreibung des Weibhchen nicht
gelingt bzw. die sich der Austreibung widersetzen, zu Versagerinnen macht.
Diese Beobachtungen führen zu der These, daß der auf Verschulung und Schul¬
reform fixierten Pohtik der Chancengleichheit ein konformistisches Ideal zugrunde
hegt, das Chancenungleichheit für jene beinhaltet, die dem konformen Typus nicht
entsprechen oder nicht entsprechen wohen. Wird der Zugang zur GeseUschaft von
einer Schuheform monopohsiert, werden Randgruppen produziert.
Die Asozialität der Staatsschule '
Neben der VorsteUung, öffentliche Schule könne, weü bzw. insoweit sie einheitlich
organisiert sei, den »gleichen BUdungsstand für alle« herstehen, hält sich hartnäckig
die Meinung, Schule sei als öffentliches Gut verteüungsgerecht, da sie die Abneh¬
mer ihrer Dienste nicht nach deren Zahlungsfähigkeit diskriminiere. Diese Meinung
ist naiv. Auch öffentliche Güter müssen finanziert werden, sie sind scheinkostenlos.
Nur eine Analyse, die das Verhältnis von Höhe der Steuerzahlung und Inanspruch¬
nahme öffentlich finanzierter Güter bestimmt, erlaubt eine Aussage zur VerteÜungs-
gerechtigkeit. Dazu vier Anmerkungen:
L Keine empirische Untersuchung zur Verteüungswirkung öffentlicher höherer
Büdung hat seit der klassischen ersten Untersuchung von Hansen/Weisbrod 1969
in Kalifornien eine progressive Umverteüung feststehen können, vielmehr sind
mehr oder weniger starke regressive Umverteüungen nachgewiesen worden (prak¬
tisch für aUe Länder und Staatsschulen). Kurz gesagt, bezahlen die weniger Verdie¬
nenden und schlechter Ausgebüdeten die Ausbüdung für diejenigen, die durch die
Ausbüdung in Zukunft höhere Einkommen erzielen können. Dies würde sich auch
nicht ändern, wenn alle Jugendhchen eine gleich lange und teure Ausbüdung in
öffenthchen Schulen aufgezwungen bekämen, es sei denn, für aUe würde die
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Schulzeit gleich gute bzw. schlechte Ausbüdung bedeuten und alle würden ungefähr
das gleiche verdienen. Beides sind abwegige Annahmen.
2. Die vorhegenden UmverteUungsuntersuchungen gehen noch davon aus, daß die
legale Steuerstruktur die wirkhchen Lasten ausdrücke. Es gibt jedoch deutliche
Hinweise darauf, daß die Steuerstruktur in Wirklichkeit regressiver ist, als es das
Steuerrecht vorderhand ausweist. Dies hängt mit der Überwälzung von Lasten
zusammen. - Eine stärkere Regressivität der Steuerstruktur als sie in den vorhegen¬
den Untersuchungen angenommen ist, hieße, daß die öffentliche Schule noch
ungerechtere Verteüungswirkungen hat, als bisher dargelegt.
3. Ivar Berg spricht 1971 als Ergebnis einer groß angelegten Forschung »Education
and Jobs« von »the great training robbery«. Seine These lautet, trotz zwölfjähriger
Schulpflicht in den USA würden wesentliche Qualifikationen nach wie vor »on the
job«, im Betrieb vermittelt. - In Bezug auf Chancengleichheit läßt sich Bergs These
so auswerten: Wenn die Schulausbüdung für aUe Jugendhchen gleichermaßen
dysfunktional wäre (in einer komplexen, arbeitsteiligen und spezialisierten GeseU¬
schaft ist das aüerdings kaum anzunehmen), ist die öffentliche Schule eine gleich¬
mäßige Ausbeutung aUer Bürger zugunsten ihrer Betreiber und des Personals ohne
eine darüber hinausgehende Verteüungswirkung. Wenn jedoch, was eher anzuneh¬
men ist, die Schulausbüdung in unterschiedlichen Graden funktional bis dysfunktio¬
nal im Hinbhck auf die verschiedenen Berufe wirkt, bevorteüt sie jene Jugend¬
hchen, für die sie funktional sich verhält, gegenüber den Jugendhchen, für die sie
dysfunktional ist; denn die Jugendhchen, für die die Schulausbüdung dysfunktional
ist, haben ihre Zeit verschwendet und müssen nun Zeit und Geld für eine Nach¬
qualifizierung investieren. Damit greift die öffentliche Schule aktiv in die Verteüung
ein und zwar in Richtung auf soziale Stratifizierung.
4. William Niskanen steUte 1968 ein bisher unwiderlegtes Modell vor, nach wel¬
chem scheinkostenlose öffentliche Güter von den sie produzierenden Ämtern in
der Regel so lange angeboten werden, bis der Grenznutzen für die Abnehmer gleich
Null ist. Tatsächhch kosten die Güter sehr wohl etwas, sodaß ein der sozialen
Bedürfnisstruktur unangemessenes Angebot entsteht. - Auch dieses Niskanen-
Theorem deutet darauf hin, daß die öffentliche Schule verteüungsungerecht ist.
Dm Geschichte der öffentlichen Schule als Repressionsgeschichte
Historische Analysen der 70er Jahre, die der Ausbreitungsstruktur öffentlicher
Schulen nachgehen, belegen, daß in Preußen Schulpflicht (Leschinsky/Röder 1976)
und Berechtigungswesen (D.K.MüUer 1971, vgl. auch H.Blankertz 1982) und in
den USA und in England Scheinkostenlosigkeit (Katz 1968, West 1975, Nasaw
1979) und Berechtigungswesen (Goodman 1962,1964) für die Durchsetzung öffent¬
licher Schulen sorgten (vgl. auch Rothbard 1978, Blumenfeld 1981), und nicht etwa
ihre Überlegenheit in der Qualifizierung gegenüber anderen Qualifizierungs-Instan¬
zen (Privatschulen, Betriebe). - Die Ausbreitungsstruktur öffentUcher Schulen legt
nahe anzunehmen, andere als sachliche Gründe befestigten den gegenwärtigen
Vorrang der öffenthchen Schule im Zugang zum Beruf. Darüber hinaus weist die
Ausbreitungsstruktur mit ihrem repressiven Charakter daraufhin, daß Herrschafts¬
interessen gegenüber Qualifikations- und Egalitätsinteressen normativ für die öffent-
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liehen Schulen waren-und es womöglich noch sind. Ich greife ein Beispiel heraus:
Als Reformer in den USA in den 1820er Jahren versuchten, eine kostenlose
öffentliche Schule zu errichten, scheiterte dies am Widerstand einer Koalition
protestantischer Gruppen. Deren Mitglieder fürchteten, daß ihre religiöse Freiheit
durch die öffentliche, pohtisch kontrollierte Schule beschnitten würde. Sie sahen
voraus, daß die religiöse Differenzierung einer Vereinheitlichung auf dem kleinsten
gemeinsamen Nenner weichen würde, deren Ergebnis niemand woUe.
In den 1840er Jahren strömten viele katholische Iren ins Land. Sie nahmen das
gleiche Recht wie die protestantischen Gruppen in Anspruch und gründeten ihre
eigenen privaten Schulen. Dies woUten die Protestanten jedoch nicht dulden und
sie schlössen sich den Schuheformern an. Die schließlich erfolgreiche Koalition
zielte eindeutig auf die Vernichtung der katholisch-irischen kultureUen Eigenstän¬
digkeit. Die katholischen Iren wurden fortan gezwungen, Schulen mit vereinheitheh-
ter protestantischer Ausrichtung zu finanzieren. Auf diese Weise enteignete man
ihre für die Erziehung der Kinder zur Verfügung stehenden Ressourcen. Die
irischen Eltern wurden vor die Wahl gesteUt, entweder ihre Kinder in die öffentlich
eingerichteten, von Urnen mitfinanzierten, aber nicht mitgestalteten Schulen zu
schicken oder auf mstitutionalisierte Erziehung weitgehend zu verzichten.
Dieser Prozeß brachte als Nebenwirkung, was die protestantischen Gruppen in
den 1820er Jahren vorausgesagt hatten und was sie zur Ablehnung der öffenthchen
Schulen bewogen hatte: Die etatistische Dynamik tendiert dazu, über wechselnde
Koalitionen schließlich große Teüe der Mehrheit zu unterjochen und auszubeuten.
Systemimmanent und irreversibel ist der Prozeß der Verstaatlichung. Die Erfahrun¬
gen mit staatheh weniger reglementierten Schulstrukturen sind im Vergleich zum
etatistischen Schulsystem besser, als Pädagogen gewöhnlich zugeben mögen:
In England und in den USA ist das öffentliche zentrahstische Pflichtschulsystem
erst ab der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts aufgebaut worden. ZweifeUos
schneiden bei einem Vergleich England/USA und Preußen die erstgenannten
Länder erhebüch besser ab, was Prosperität, soziale Mobilität, Chancengleichheit
usw. angeht. AUerdings ist der Anteü, den die Schulen neben den anderen Einfluß¬
faktoren daran haben, bisher nicht ermittelt worden und wird vieUeicht überhaupt
nicht exakt ermittelt werden können.
Für die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts und das beginnende 20. Jahrhundert
steUen Christopher Jencks und David Riesman 1968 fest, ein wichtiger Faktor der
sozialen Mobilität bestünde in der Tatsache, daß soziale, ethnische und kultureUe
Minderheiten eigene Büdungseinrichtungen erhalten, die nicht durch Scheinkosten-
losigkeit und andere gesetzhche Mittel mit Monopolschutz ausgestattet, aber auf
ihre spezieUen Bedürfnisse zugeschnitten sind. Und Tom Palmer weist 1981 darauf
hin, daß z.B. der Anteü schwarzer und weibheher Ärzte zurückging, nachdem
Anfang des 20. Jahrhunderts die medizinische Ausbüdung auf Druck der American
Medical Association verstaatlicht worden war.
Thomas SoweU (1975) und Walter Williams (1982) fanden starke empirische
Indizien, daß das ökonomische Fortkommen der Schwarzen nach der Abschaffung
der Sklaverei, relativ unabhängig vom intentionalen Faktor des Rassismus, umge¬
kehrt proportional zu der Intensivität von staathehem Wirtschaftsdirigismus
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schwankte. Gerade auch diejenigen staatlichen Maßnahmen, die angeblich im
Interesse der Schwarzen vorgenommen wurden, wie Mindestlohnbestimmungen,
Ausdehnung der Schulpflicht usw. zeitigten nach SoweU und Williams katastrophale
Konsequenzen für die Schwarzen und andere Minderheiten. In einer neuen Studie
weist Charles Murray (1985) darauf hin, daß fast alle sozioökonomischen Faktoren
der Entwicklung der Schwarzen in den 50er Jahren für die 80er Jahre selbst bei
pessimistischen Extrapolationen auf eine weit bessere Lage deuteten, als sie nach
zwanzig Jahren Sozialreformen tatsächhch vorzufinden ist.
Die Auswertung der Erfahrungen mit dem französischen vohzeitschuhschen
Ausbudungssystem führt Jürgen Schriewer 1982 zu der These, das bundesdeutsche
»duale« System sei sowohl hinsichtlich der Berufsquahfikation als auch der Egalitäts-
forderung dem französischen System überlegen. - Für die vorhegende Problematik
besonders hervorzuheben ist Schriewers Hinweis, daß die in der arbeitsteiligen
GeseUschaft notwendigen Differenzierungs- und Selektionsmechanismen im franzö¬
sischen System rigider, bürokratischer, diskriminierender ausfaUen als in der Bun¬
desrepublik.
Die Auswertung der empirischen Untersuchungen legt den Schluß nahe, daß es
kein unverantwortliches Experimentwäre, die Lösung der gegenwärtigen Probleme
einmal nicht mit forcierter Verstaathchung, sondern mit bedachter Liberalisierung
zu versuchen.
Die zentrale Planung des Chaos
Die voraufgegangenen Überlegungen führen nachdrücklich zu der Frage, welche
soziale Rationahtät zentralstaatliche Schulverwaltung überhaupt für sich beanspru¬
chen kann. Jedenfalls wird die Selbstverständlichkeit, mit der zentraler Planung
eine höhere Rationahtät als dezentralen Entscheidungsfindungen zugesprochen
wird, fragwürdig. Dazu einige grundsätzliche Erwägungen:
Rationale Planung basiert auf sieben Faktoren; zunächst nenne ich die konventio-
neU zugestandenen, nämhch (1.) valide Daten über die Ausgangssituation, (2.)
zuverlässige Prognosen über die zukünftige Entwicklung, (3.) schneUe Umsetzung
von Daten und Prognosen in einen guten Plan und (4.) kompromißlose Durchset¬
zung des (guten) Planes. Diese vier Faktoren stehen in einem prekären Verhältnis
zueinander. So befindet sich die geforderte Validität und Zuverlässigkeit in Span¬
nung zur notwendigen Schnelligkeit, sowohl was den Zeitfaktor als auch was
die
Beteiligung einer Vielzahl von Experten betrifft. Die für die Durchsetzung notwen¬
dige hierarchische Organisation behindert die Ermittlung von validen Daten und
zuverlässigen Prognosen, da untere Ebenen in hierarchischen Organisationen be¬
kanntermaßen dazu tendieren, höheren Ebenen nicht objektive, sondern gewünsch¬
te Informationen zukommen zu lassen (vgl. z.B. Goodman 1965). Überdies erweist
sich besonders der Faktor der Prognose als anfällig; praktische und prinzipieUe
Hindernisse führen dazu, daß durch die Prognose nicht genügend Zukunft vorstruk¬
turiert wird, um gute Pläne entwickeln zu können. Daneben gibt es selbstredend
Irrtum, Fehlbarkeit und emotionale oder ideologische Wahrnehmungsverzerrun-
gen, die bezüglich aUer vier Faktoren verhängnisvoUe Auswirkungen
haben
können.
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Aus allen diesen Gründen bedarf rationale Planung dreier weiterer Faktoren, das
sind (5.) Korrigierbarkeit des Planes, (6.) Konkurrenz-, Alternativ- und Ausweich¬
möglichkeiten zu den jeweüigen Plänen und (7.) Widerstandschancen gegen
schlechte oder auf falschen Daten und Prognosen beruhende Pläne. Die Kontrolle
der Planung hegt nicht in demokratischen Verfahren, sondern im Schutz des
Einzelnen vor der gewaltsamen Einbeziehung in einen von ihm abgelehnten Plan.
Die Durchsetzung des Planes muß auf zustimmende Personen begrenzt sein, denn
andernfalls würde
die Informationsverzerrung in der Hierarchie verschärft;
die Reichweite falscher oder schlechter Pläne erhöht;
die Korrektur eines Planes länger als nötig hinausgezögert (Diktaturen neigen zum
Festhalten am einmal Beschlossenen; Demokratien müssen warten, bis die Mehr¬
heit überzeugt wird);
das bessere Urteü etwa eines Einzelnen oder einer kleinen Gruppe dem schlechte¬
ren, aber eventuell machtmäßig etablierten Urteü unterworfen.
Planung ist also nur rational, sofern sie die eigene Begrenztheit in sich enthält.
Die Beispiele, wie nur scheinbar rationale Planung, die durch Inanspruchnahme
von Gewalt die unbegrenzte Durchsetzung garantiert, zu sozialen Mißständen oder
gar Katastrophen führt, sind so zahheich und allgegenwärtig, daß ich sie hier nicht
im einzelnen ansprechen muß. Meist scheitert die gute Planung bereits an fehlerhaf¬
ten Prognosen. Friedeburg/Oehler weisen 1985 etwa auf Prognosen im Bereich der
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Büdungsplanung der letzten Jahre hin, die demographische Fehler enthalten. Die
öffentliche Schule ist in fast aUen ihren Definitionsmerkmalen eine Institution
scheinrationaler Planung:
Ihre Ressourcen erhält die öffentliche Schule durch Zwangsmaßnahmen, nämhch
durch Steuererhebung. Die Ressourcengeber können weder die Finanzierung einer
Schule, die ihrem Urteü nach schlecht oder ineffizient arbeitet, verweigern noch
haben sie überhaupt eine spezieUe Kontrohe über die Verwendung der Ressourcen,
da diese durch den aügemeinen Staatshaushalt aUokahsiert werden, der nur einer
KontroUe en bloc in Wahlen unterhegt.
Ihre Dienstleistungen zwingt die öffentliche Schule den Abnehmern weitgehend
auf, nämhch durch Schulpflicht.
Im Bereich nach der Schulpflicht bietet die öffentliche Schule ihre Dienstleistun¬
gen scheinkostenlos an, sodaß die Abnehmer keine richtige Kosten/Nutzen-Rech¬
nung aufmachen können.
Die öffentliche Schule schränkt die Wahlmöglichkeiten ein und verhindert die
Entstehung von Konkurrenz und Alternativen. Es kann von einer Obsession der
Vereinheithchung gesprochen werden, etwa im Bemühen der KMK, jede noch so
geringe regionale Differenzierung zu verhindern oder in der Büdungspohtik von
Ländern wie Hessen, die durch Distriktbüdung über den Grundschulbereich hinaus
die flächendeckende Nutzung der Orientierungsstufe zu erzwingen trachtet. Die
Ansätze der Schuheform, die angeblich bei der HersteUung von Chancengleichheit
helfen sollen, verschärfen jedes einzelne Merkmal öffentlicher Schulen. Aus diesem
Grund tragen sie zu einer Verringerung der Rationahtät im Bildungsbereich bei, so
daß zu erkennen ist, daß die tatsächlichen Folgen der Schuheform darin bestehen,
die Krisenerscheinungen, die überwunden werden soUen, zu verschlimmern.
Krise der etatistischen Pädagogik
Die tatsächlichen Folgen der Reform werden zum Teü durchaus von Pädagogen zur
Kenntnis genommen und diskutiert und viele Initiatoren der Reform beklagten
auch zunächst, daß das, was da durchgeführt werde, etwa an Oberstufenreform
oder Gesamtschule, nicht ihren hehren Ideen entspräche, bürokratisch umgebogen
sei. Aber die reale Sozialdemokratie brachte die pädagogischen Enthusiasten der
Verstaatlichung einen nach dem anderen zum Schweigen. Heute wird deutlich, daß
nicht eine bestimmte Ausprägung der Schuheform gescheitert ist, sondern das
Prinzip; das Prinzip der Verstaathchung. - Objektiv war schon die Reformphase
spätetatistisch, d.h. sie fiel in eine Zeit, in der alles, was der Staat tun kann, bereits
ausprobiert und gescheitert war. Die erziehungswissenschaftliche Reformphase ist
zu einer subjektiven Erfahrung geworden. Frühere Krisen im Ausbüdungssektor
konnten jedoch selbst von den radikalen Kritikern systemkonform angegangen
werden, nämhch durch Vorschlag einerweiteren Verstaathchung. Die pädagogische
Reformphase hat diesen Weg, wie eben angedeutet, diskreditiert. Während die
scheinbare Systemkritik des Marxismus in Wirkhchkeit immer bloß die Erweiterung
des etablierten Systems bewirkte und so eine VorreiterroUe für die herrschende
Klasse spielte, verbreitet sich inzwischen die Einsicht: Der Staat hilft nicht.
Die Einsicht in die Struktur des Spätetatismus mündet vorerst noch nicht in anti-
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etatistischer pädagogischer Konzeption, etwa die der Entschulung. Vielmehr ist die
erste Reaktion: Resignation. Das aUtagstheoretische wie wissenschaftliche Paradig¬
ma der gegenwärtigen Pädagogik besagt, daß aUe Probleme aus der nicht zentralbe-
hördhch gesteuerten, anarchischen Interaktion zwischen Menschen entstünden und
daß die Lösung der Probleme infolgedessen in der Einführung zentralbehördhcher
Steuerung läge. Das empirische Scheitern der konventioneUen systemkonformen
Lösungsstrategien ändert noch nicht das Paradigma. Der Paradigmawechsel ist ein
mühsamer Prozeß, der noch vor uns hegt.
Kritik an der etatistischen Pädagogik
Das entscheidende Charakteristikum des etatistischen Bewußtseins ist die radikale
Abkoppelung der Handlungsvollzüge von ihren ökonomischen und menschhchen
Kosten. In kaum einem anderen sozialen Bereich ist diese Abkoppelung so tief in
die Existenzgrundlage eingegangen wie im Fähe der institutionalisierten öffenth¬
chen Pädagogik. Die Frage nach den ökonomischen Kosten pädagogischen Han¬
delns wird als Materialismus gegeißelt, mit dem die hohe Aufgabe der humanen
Büdung nicht zu belasten sei. Bei der Frage nach den menschhchen Kosten zeigt
sich dann allerdings, daß die pädagogische Kategorie des Humanen nicht nur
wirtschaftlichen Faktoren gegenüber unabhängig gedacht wird, sondern auch unab¬
hängig von den Betroffenen.
In den 60er Jahren wandte der amerikanische Anarchist Paul Goodman, wichtig¬
ster Anreger von Hhchs Entschulungsidee, gegen die Maßnahmen zur Erhöhung
von Chancengleichheit durch Verschulungsprogramme ein, daß hier ohne die
Betroffenen geplant werde. Goodman hielt den BUdungsreformern vor, ihre ab¬
strakte Konzeption einer menschenwürdigen Entwicklung drücke sich vor Ort als
unmenschliche Polizeigewalt gegen Jugendhche aus; und er nannte dies Vergeudung
sowohl von humanen als auch von ökonomischen Ressourcen. Dabei steUe sich
heraus, daß die bUdungsreformerische Konzeption der Menschenwürde ein Kampf-
begriff einer Klasse sei. Die Klasse der etatistischen, d.h. auf den Staat fixierten
Mittelschicht, so analysierte Goodman, schaffe sich mit der Schule, gerade auch
mit der Einheits- und Gesamtschule, ihre Basis und schließe alle aus, die sich nicht
anpaßten. Die Monopolisierung des Zuganges zur GeseUschaft durch die öffentliche
Schule garantiere, daß den Ausgeschlossenen endgültig jede Chance genommen
werde.
Die mit der BUdungsreform angestrebte Chancengleichheit beinhaltet von ihrer
Anlage her Chancenungleichheit für ah diejenigen Jugendhchen, die sich der
Konformität nicht anheim steUen können oder woUen. Diese Behauptung Good-
mans ist heute zur traurigen, empirisch belegten Gewißheit geworden. Nach mehr
als zwei Jahrzehnten staatlich forcierter BUdungsexpansion, Schulreform, kompen¬
satorischer Erziehung usw., nach jahrzehntelangem Zwang auf aUe Jugendhche,
höhere Schulabschlüsse zu machen, muß man in den USA zugeben, wie ClarenceJ.
Karier 1979 zusammenfaßt, daß zwar mehr Jugendhche ethnischer Minderheiten
als je zuvor einen solchen Abschluß haben, ebenso jedoch mehr als je zuvor
arbeitslos seien (vgl. auch Williams 1982). Und gab es in der Zeit vor den 60er
Jahren und realer Sozialdemokratie der »great society« kaum eine Differenz
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zwischen der Arbeitslosen-Rate unter schwarzen und weißen Jugendlichen, so ist
die Rate unter schwarzen heute doppelt so hoch wie unter weißen. Die Programme
zur HersteUung von Chancengleichheit haben sich, wie Goodman exakt vorhersag¬
te, gegen jene geseUschafthchen Gruppen gewandt, zu deren Bestem sie angeblich
gedacht waren.
Goodman kritisierte die Maßnahmen zur Erhöhung der Chancengleichheit vor¬
nehmlich unter dem Gesichtspunkt der Zwangsbeschulung mit Hufe von polizeilich
durchgesetzter verlängerter Schulpflicht. Er führte den Pädgogen die Gewalt vor
Augen, die ihre Konzeptionen nach sich zögen, Gewalt, vor der sie gemäß der
etatistischen Abkoppelung von Handlungsvollzug und Handlungskonsequenzen
erfolgreich die Augen verschlössen. Kein Pädagoge brauchte sich die Finger schmut¬
zig zu machen. Der Pädagogen-Finger brauchte nur den Knopf zu drücken, der die
staatliche Infrastruktur der Gewalt in Gang setzte.
Auf einen indirekten Gewaltzusammenhang im Bereich öffentlicher Erziehung
machte bereits ab Mitte der 50er Jahre der amerikanische liberale Ökonom MUton
Friedman aufmerksam. Friedman fragte nach dem Mechanismus, dem die Monopo¬
lisierung der institutionahsierten Erziehung in öffentlicher Hand vergleichsweise
ohne sichtbare Zwangsanwendung folgte.
Der Mechanismus, mit dem Friedman die Monopolisierung der Schule erklärte,
steUt den Zusammenhang zwischen Handlung und ökonomischen Kosten her,
den die Pädagogen so wenig zur Kenntnis nehmen mögen. Da die öffentlich
angebotene Beschulung aus zwangsweise eingetriebenen Steuern finanziert werde,
fand Friedman heraus, könne sie aUe nicht-staatliche Konkurrenz mit Schein-
kostenlosigkeit verdrängen; dabei sei es einerlei, ob die nicht-staatliche Konkurrenz
eine private Schule sei oder keine schuhsche Struktur aufweise, z.B. »training on
the job«.
Jeder hat die Schule mit seinen Steuern bezahlt. Wer sie nicht in Anspruch nimmt,
verschenkt seinen Anteü. Wer eine nicht-staatliche Alternative in Anspruch nimmt,
die etwas kostet, zahlt doppelt. Beim Verfügen über öffentliche Gelder ist das
Handeln der Pädagogen noch weiter vom Geschehen der Gewalt - hier die
Steuererhebung - entfernt, als bei der polizeilich erzwungenen Schulpflicht. Die
Monopolisierung kann als quasi natürliche Entwicklung in der Dynamik der
Industrialisierung hingesteUt und der kritischen Reflexion entzogen werden. Im
Kontext von Goodmans Kritik an der Forderung nach Chancengleichheit bedeutet
das Friedman-Theorem: Maßnahmen zur Erhöhung der Chancengleichheit, die mit
öffenthchen Geldern arbeiten, verringern die Chancen derjenigen, die nicht über
den pohtischen Prozeß die Maßnahmen so zu gestalten vermögen, daß sie ihren
Vorstellungen entsprechen. Also auch hier wieder ein Instrument, mit dem die
Herrschenden Anpassung und Auslese in ihrem Sinne betreiben können. Darüber
hinaus ist die öffentliche Finanzierung der Schule für jene, die länger Schule in
Anspruch nehmen und die mehr von der Schule profitieren, ein Instrument, ihre
Kosten zumindest teüweise auf die Mitmenschen abzuwälzen.
Weit entfernt davon, inhumaner Materialismus zu sein, hilft die Rückfrage nach
den ökonomischen Kosten pädagogischer Handlungen dabei, Ungerechtigkeit,
Bevormundung und Ausbeutung aufzudecken. Die der Pädagogik auferlegte ideo-
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logische Funktion ist es, diese Ungerechtigkeit, Bevormundung und Ausbeutung
durch den Staat mit großen Gesten und platten Konzeptionen zu verschleiern.
Das Friedman-Theorem hat inzwischen eine empirische Bestätigung durch die
amerikanische, kritische schulhistorische Forschung gefunden: Sowohl für England
als auch für die USA läßt sich zeigen, daß im 19. Jahrhundert tatsächhch die
Scheinkosteiüosigkeit öffenthcher Schule die florierende und effektive, von der
Bevölkerung gewoUte private Konkurrenz verdrängte und daß das Motiv der
Protagonisten der Staatsschule wirkhch Bevormundung und Ausbeutung war.
Beschluss
Ein zentraler Punkt des in der Pädagogik, aber nicht nur dort, nötigen Paradigma¬
wechsels zur Überwindung von Resignation und Orientierungslosigkeit scheint nur
zu sein, die ganze Handlungsstruktur analytisch zurückzugewinnen. Mit Rückgewin¬
nen der ganzen Handlungsstruktur meine ich, die Trennung der Handlungsvollzüge
von ihren Voraussetzungen und Folgen zu überwinden. Als eine in der gegenwärti¬
gen Situation entscheidende Voraussetzung von pädagogischen Handlungen wird
dabei immer wieder die Beanspruchung der staathchen Infrastruktur institutionah-
sierter Gewalt auftauchen. Die Verflechtung der praktischen Pädagogik mit der
pohtischen Gewalt zu reflektieren, zu kritisieren und zurückzunehmen, ist der
Beitrag, den die Erziehungswissenschaft zur Beseitigung der Krise leisten kann.
Dann würde die ideologische RoUe der Pädagogik aufgehoben und die freie
Pädagogik der Zukunft begonnen. Nur so läßt sich auch die wissenschaftstheoreti¬
sche und wissenschaftsethische Krise in der Pädagogik selbst lösen.
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